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Anlage 12 zur GRDrs 847/2009
Stellenschaffung zum Stellenplan 2010 
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	St.-Schl.
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	51-00-80

	Jugendamt
	A 11
	     
	Sachbearbeitung Förderung
	0,5
	-
	41.400


1.
 Antrag, Stellenausstattung


Beantragt wird eine 0,5 Stelle in Besoldungsgruppe A 11 für die Sachbearbeitung bei der Dienststelle Förderung freier Träger. Derzeit sind dem Bereich 6 Sachbearbeiterstellen zugeordnet.
2.
Schaffungskriterien


Die Stellenschaffung ist begründet durch neu hinzugekommene Aufgaben aufgrund Gesetzesänderung, Förderung neuer Einrichtungen aus dem Ausbau der Kindertagesbetreuung und neuer Aufgaben durch Gemeinderatsbeschlüsse. 
Auf die GRDrs 358/2009 „Kindertagesbetreuungsgesetz Baden-Württemberg (KiTaG) und Finanzausgleichgesetz (FAG) darf verwiesen werden. 


3.
Bedarf

3.1 Anlass

Am 01.01.2009 ist das Kinderförderungsgesetz als Teil des Kinder- und Jugendhilfegesetzes in Kraft getreten. Im Wesentlichen als Folge aus diesen bundesgesetzlichen Änderungen wurden am 03.03.2009 rückwirkend zum 01.01.2009 Änderungen im Kindertagesbetreuungsgesetz und im Finanzausgleichsgesetz Baden-Württem-berg beschlossen. Mit den landesgesetzlichen Gesetzesänderungen soll dem bundesgesetzlichen Ziel v. a. des bedarfsgerechten Ausbaus der Kleinkindbetreuung Rechnung getragen werden. Außerdem soll der Problematik der Finanzierung auswärtiger Kinder begegnet werden. 
In diesem Zusammenhang haben sich auch die Mittel, die die Stadt aus dem Finanzausgleich erhält, nicht unwesentlich erhöht (s. GRDrs 358/2009).

Die Gesetzesänderungen sind mit einem personellen Mehraufwand bei der Bearbeitung von Zuschüssen an freie oder gewerbliche Träger von Kindertageseinrichtungen verbunden.

Personeller Mehraufwand durch Gesetzesänderung:

· Bis zum 31.12.2008 konnten nur die jeweiligen Träger von Kindertageseinrichtungen Anträge auf Ausgleichsbeträge für auswärtige Kinder bei den Wohnsitzgemeinden stellen. Ab dem Jahr 2009 können Anträge auf Ausgleichszahlungen bei den Wohnsitzgemeinden nur noch von den Standortgemeinden gestellt werden. Aufgrund der Verhältnisse im Jahr 2008 müssten zukünftig vom Jugendamt jährlich mindestens 420 Anträge an Wohnsitzgemeinden (bislang ca 70 Anträge) gestellt werden. Dabei handel es sich Einnahmen geschätzt von rund 1,5 Mio € pro Jahr (s. GRDrs 358/2009).
· Einrichtungen, die nicht in die Bedarfsplanung aufgenommen wurden, müssen mindestens die Zuschüsse aus dem Finanzausgleich ausbezahlt werden.

Der gesetzlich verpflichtende Ausbau der Kleinkindbetreuung hat bereits und erhöht weiter die Anzahl der Einrichtungen und der Träger von Einrichtungen der Kindertagesbetreuung. Damit verbunden ist eine steigende Anzahl von Anträgen auf Bezuschussung, auf Beratung und Abrechnung. 

Zu dem Mehraufwand aufgrund neuer gesetzlicher Aufgaben kommt der Mehraufwand durch Gemeinderatsbeschlüsse oder Landesprojekte, z.B. Gebührenbefreiung und 100 € Reglung für Bonus-Card Inhaber, Sprachförderung, Schulkindbetreuungsangebote und die Abrechung des Landesprogramms Stärke. 

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung


Der Gemeinderat und die Träger erwarten eine zeitnahe Abrechnung der Förderung. Im Jahr 2008 war es im Bereich der Kindertagesbetreuung nicht mehr möglich, alle Verwendungsnachweise aus dem Jahr 2007 abzurechnen.
3.3 
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen



Die derzeitigen und durch die Gesetzesänderungen ab 2009 hinzu kommenden Aufgaben sind mit dem vorhandenen Personal nicht mehr ordnungsgemäß zu erledigen. 
4. Stellenvermerke

-keine-

